Allianz Rechtssicherheit
«_ fur politische Willensbildung

zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Stellungnahme zum Diskussionspapier von BMFSF]
und BMI zum Demokratiefordergesetz

Die Allianz "Rechtssicherheit fur politische Willensbildung" begrufSt das geplante De-
mokratieférdergesetz und die damit verbundene Verstetigung der finanziellen Férde-
rung entsprechender Organisationen. Wir begrufSen auch die ausdruckliche Anerken-
nung der wichtigen Rolle zivilgesellschaftlicher Organisationen in der Gestaltung und
Forderung der Demokratie im vorliegenden Diskussionspapier (Seite 1), insbesondere
in den Bereichen der "Demokratieforderung und -starkung, der politischen Bildung, der
Gestaltung von Bildungschancen sowie bei der Auseinandersetzung mit und der Pra-
vention von Extremismus, Rassismus und Demokratiefeindlichkeit" (Seite 1).

Wir weisen jedoch auch darauf hin, dass zu den "guten Rahmenbedingungen", die zi-
vilgesellschaftliches Engagement "fordern und ermaoglichen" (Seite 2), und der "not-
wendige[n] Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen" (Seite 2) dringend
auch die Reform des Gemeinnutzigkeitsrechts gehort.

Dies insbesondere dann, wenn wie im Diskussionspapier unter Punkt 4 (Seite 5) ge-
nannt, der Férderung juristischer Personen des privaten Rechts eine Steuerbegunsti-
gung im Sinne der Abgabenordnung vorausgesetzt wird.

Das Problem:

Viele der Organisationen, die durch das Demokratiefordergesetz in ihrer Arbeit unter-
stutzt und gefordert werden sollen, sehen sich in ihrer taglichen Arbeit mit der Sorge
um ihren gemeinnitzigen Status konfrontiert.! Dies reicht von der Nicht-Anerkennung
bis hin zu einer nachtraglichen Aberkennung.

Die Grunde fur diese Unsicherheit liegen in fehlenden gemeinnutzigen Zwecken (z.B.
fur Menschen- und Grundrechte oder soziale Gerechtigkeit), der einschrankenden
Bedingung der "geistigen Offenheit" des Zweckes der politischen Bildung und der Be-
weislastumkehr in § 51 Abs. 3 Satz 2 der Abgabenordnung (AO). Zudem ist weiterhin
nicht gesetzlich geklart, in welchem Umfang politische Mittel zur Verfolgung der eige-
nen gemeinnutzigen Zwecke zuldssig sind und wie viel Betatigung uber die eigenen
gemeinnutzigen Satzungszwecke hinaus (z.B. als Sportverein im Bereich der LGBTQI+-
Rechte oder des Anti-Rassismus) zulassig sind.?

Wie auch das hier vorliegende Diskussionspapier zeigt, dient der gemeinnutzige Sta-
tus oft als Gutesiegel fur die Arbeit einer Organisation. Er 6ffnet Zugange zu privaten
und offentlichen Fordermitteln und lokaler Infrastruktur. Das Gemeinnutzigkeitsrecht
ist damit das faktische Basisrecht vieler Organisationen.

1 https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/das-problem/
2 Eine nicht abschlieBende Liste von Problemen im Rahmen des Gemeinnutzigkeitsrechts gibt es hier:
https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/beispiele-fuer-gemeinnuetzigkeitsprobleme/
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Losungsansatze:

Die Voraussetzung einer Steuerbegunstigung im Sinne der Abgabenordnung (Punkt 4,
Seite 5 des Diskussionspapiers) ist aus Forder:innenperspektive durchaus sinnvoll, da
hiermit die eigene Prufung der Selbstlosigkeit, der Orientierung an den Werten des
Grundgesetzes, die ordnungsgemalie Geschaftsfuhrung und weiterer wichtiger
Kriterien wegfallen und auf eine bereits stattgefundene Entscheidung der Finanzamter
zuruckgegriffen werden kann.

Aus Perspektive der Fordermittelempfanger:innen stellt diese Voraussetzung aller-
dings eine problematische Hurde dar, solange die Rechtsunsicherheiten im Gemein-
nutzigkeitsrecht nicht beseitigt wurden. Erst wenn sichergestellt ist, dass die Rechts-
unsicherheiten im Gemeinnutzigkeitsrecht nicht dazu fihren, dass Organisationen von
offentlichen Foérderprojekten ausgeschlossen werden, kann das Demokratieférderge-
setz seine volle Wirksamkeit entfalten.

1. Rechtliche Rahmenbedingungen verbessern: Gemeinnutzigkeits-
recht reformieren

Um das zivilgesellschaftliche Engagement fur Demokratie und Menschenrechte nach-
haltig zu fordern und zu starken, braucht es dringend mindestens die folgenden Re-
formschritte:

» Erweiterung der Liste der gemeinnutzigen Zwecke: Wer sich fur die Forderung
der Menschen- und Grundrechte (inklusive Diskriminierungsschutz, Gleichstel-
lung aller Geschlechter, Engagement gegen Rassismus), des Friedens, der sozi-
alen Gerechtigkeit und der informationellen Selbstbestimmung einsetzt, sucht
bislang vergeblich nach einem geeigneten gemeinnitzigen Zweck.?

+ Klarstellung, wie politische Bildung fir Demokratie und Menschenrechte ver-
standen wird: Dies ist in Folge des attac-Urteils des Bundesfinanzhofes offenbar
notig. Dabei sollten moderne Konzepte von politischer Bildungsarbeit bertck-
sichtigt werden und geklart werden, was mit "geistiger Offenheit" gemeint ist.*

+ Streichung der Beweislastumkehr: Eine Organisation, die gegen Menschenrech-
te und Demokratie agitiert, in der zu Gewalt aufgerufen wird oder die mit ihren
Tatigkeiten die Menschenwurde verletzt, kann nicht gemeinnutzig sein. Wenn
das passiert, muss die Exekutive dies beweisen. So ist es auch in Strafverfahren
oder bei einem Vereinsverbot. Doch die Verfahrensregel in § 51 Abs. 3 Satz 2
der Abgabenordnung (AO) kehrt die Beweislast um: “Bei Kdrperschaften, die im
Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines Landes als extremistische Or-
ganisation aufgefuhrt sind, ist widerlegbar davon auszugehen, dass die Voraus-
setzungen des Satzes 1 nicht erfullt sind.” Diese Beweislastumkehr muss gestri-
chen werden. Die materielle Regelung in Satz 1 kann erhalten bleiben.>

+ Klarstellung, dass die Beteiligung an der politischen Willensbildung unschadlich
fur die Gemeinnutzigkeit ist: Obwohl das Gesetz kein Verbot politischer Mittel

https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen/zweckekatalog/
https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen/klarstellungen-politische-bildung/
https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen/keine-beweislastumkehr-verfassungs-
schutz/
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vorsieht, herrscht groBe Unklarheit, was erlaubt ist - sowohl bei Finanzamtern
als auch bei Vereinen und Stiftungen. Daher ist eine gesetzliche Klarstellung n6-
tig, dass zur Zweckverfolgung auch die uberwiegende oder ausschlieSliche Ein-
wirkung auf die politische Willensbildung, die 6ffentliche Meinung, politische
Parteien und staatliche Entscheidungen gehoren. Ein gesetzgeberischer Impuls
hatte Auswirkungen auf Verwaltungspraxis, Anwendungserlass und Rechtspre-
chung. Wir schlagen dazu einen neuen Absatz in § 51 oder § 52 der AO vor.°

Das geplante Demokratieférdergesetz wére ein guter Anlass, um Anderungen am Ge-
meinnutzigkeitsrecht anzustoBen und so das zivilgesellschaftliche Engagement fur De-
mokratie zu férdern. Ist eine Anderung der Abgabenordnung im Rahmen des Demokra-
tiefordergesetzes nicht moglich, sollte mindestens gepruft werden, ob die Vorausset-
zung der Gemeinnutzigkeit fur Forderungen im Rahmen des Demokratieférdergeset-
zes zwingend notwendig ist oder es mindestens eine Ubergangsfrist geben kann, bis
die im Koalitionsvertrag festgehaltenen Reformen’ abgeschlossen und die Rechtsunsi-
cherheiten im Gemeinnutzigkeitsrecht behoben sind.

2. Fordermoglichkeiten auch fur nicht-gemeinnitzige Organisationen

Um auch Organisationen fordern zu konnen, die nicht gemeinnutzig sind, ware es denk-
bar flr diese eine Verpflichtung zu den Transparenzanforderungen der Initiative Transpa-
rente Zivilgesellschaft als Voraussetzung (ITZ)® anzusetzen. Die im Rahmen der Initiative
veroOffentlichten Angaben liefern ein umfassendes Bild Uber Arbeitsweise und Ziel der Or-
ganisationen, indem unter anderem Mittelherkunft und -verwendung, Organisations-
zweck und Satzung sowie gesellschaftliche Verbundenheit mit Dritten transparent offen-
gelegt werden. Im Gegensatz zur Prufung des gemeinnutzigen Status, die nur alle drei
Jahre durch die lokalen Finanzamter erfolgt, werden die Transparenzberichte im Rahmen
der ITZ sogar jahrlich aktualisiert.

Uber die Allianz

Die Allianz "Rechtssicherheit fur politische Willensbildung" ist ein Zusammenschluss
von fast 200 Vereinen und Stiftungen mit dem Ziel, Rechtssicherheit fur die zivilgesell-
schaftliche Beteiligung an der politischen Willensbildung zu schaffen und so Demokra-
tie und Menschenrechte zu starken. Viele unserer Mitgliedsorganisationen® gehoren
zum Adressat:innenkreis fur Forderungen im Rahmen des geplanten Demokratiefor-
dergesetzes. Sie engagieren sich regional, bundesweit oder weltweit gegen gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit, zeigen Missstande auf, warnen vor diesen und set-
zen sich mit ihrer taglichen Arbeit fir eine demokratische Gesellschaft ein.

Infos und Kontakt: www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Stefan Diefenbach-Trommer, 06421/9711891,
diefenbach-trommer@zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Annika Schmidt-Ehry, 06421/9711892,
schmidt-ehry@zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

6 https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen/politische-mittel/

7 https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/ampel-koalitionsvertrag-2021-gemeinnuetzigkeit-zi-
vilgesellschaft/

8 https://www.transparency.de/mitmachen/initiative-transparente-zivilgesellschaft/

9 https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/die-allianz/

Allianz "Rechtssicherheit fur politische Willensbildung" Seite 3



	Stellungnahme zum Diskussionspapier von BMFSFJ und BMI zum Demokratiefördergesetz
	Das Problem:
	Lösungsansätze:
	1. Rechtliche Rahmenbedingungen verbessern: Gemeinnützigkeitsrecht reformieren


	Um auch Organisationen fördern zu können, die nicht gemeinnützig sind, wäre es denkbar für diese eine Verpflichtung zu den Transparenzanforderungen der Initiative Transparente Zivilgesellschaft als Voraussetzung (ITZ) anzusetzen. Die im Rahmen der Initiative veröffentlichten Angaben liefern ein umfassendes Bild über Arbeitsweise und Ziel der Organisationen, indem unter anderem Mittelherkunft und -verwendung, Organisationszweck und Satzung sowie gesellschaftliche Verbundenheit mit Dritten transparent offengelegt werden. Im Gegensatz zur Prüfung des gemeinnützigen Status, die nur alle drei Jahre durch die lokalen Finanzämter erfolgt, werden die Transparenzberichte im Rahmen der ITZ sogar jährlich aktualisiert.
	Über die Allianz


